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AVG 8 66 heute
AVG 8§ 66 gtiltig ab 01.01.1999 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 158/1998
AVG 8§ 66 gultig von 01.02.1991 bis 31.12.1998
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AVG § 68 heute

AVG § 68 gtiltig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013

AVG 8§ 68 gtiltig von 01.07.1995 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. Nr. 471/1995
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Spruch
D4 434751-1/2013/4E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. SCHERZ als Einzelrichterin Uber die Beschwerde der XXXX, StA.
Russische Foderation, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 22.04.2013, AZ 12 03.997-BAG, zu Recht
erkannt:Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. SCHERZ als Einzelrichterin Uber die Beschwerde der romisch
40, StA. Russische Foderation, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 22.04.2013, AZ 12 03.997-BAG, zu Recht

erkannt:

In Erledigung der Beschwerde wird der bekampfte Bescheid gemal
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8 66 Abs. 4 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz, BGBI. Nr. 51/1991 (AVG), in Verbindung mit 8 34 Asylgesetz
2005,BGBI. | Nr. 100/2005 (AsylG 2005) ersatzlos behobenParagraph 66, Absatz 4, Allgemeines
Verwaltungsverfahrensgesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991, (AVG), in Verbindung mit Paragraph 34, Asylgesetz
2005, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (AsylG 2005) ersatzlos behoben.

Text
Entscheidungsgrinde:
Der Beschwerde liegt folgendes Verwaltungsverfahren zugrunde:

Die Beschwerdefuhrerin wurde am XXXX als Tochter von Asylwerbern im Bundesgebiet geboren und stellte am
04.11.2010 einen (ersten) Antrag auf internationalen Schutz.Die Beschwerdefuhrerin wurde am rémisch 40 als Tochter
von Asylwerbern im Bundesgebiet geboren und stellte am 04.11.2010 einen (ersten) Antrag auf internationalen Schutz.

Dieser Antrag wurde mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 17.01.2011, ZI. 10 10.301-BAL, gemal3§ 3 AsylG 2005
abgewiesen und ihr der Status des Asylberechtigten nicht zuerkannt, gemaR § 8 Abs.1 AsylG 2005 der Status des
subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische Fdderation nicht zuerkannt und die
Beschwerdefiihrerin gemalR 8 10 Abs. 1 AsylG 2005 aus dem osterreichischen Bundesgebiet in die Russische
Foderation ausgewiesen. Dieser Bescheid wurde ihrem gesetzlichen Vertreter am 19.01.2011 zugestellt und ist in
Rechtskraft erwachsen.Dieser Antrag wurde mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 17.01.2011, ZI. 10 10.301-BAL,
gemall Paragraph 3, AsylG 2005 abgewiesen und ihr der Status des Asylberechtigten nicht zuerkannt, gemaR
Paragraph 8, Absatz eins, AsylG 2005 der Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat
Russische Foderation nicht zuerkannt und die Beschwerdefiihrerin gemaR Paragraph 10, Absatz eins, AsylG 2005 aus
dem Osterreichischen Bundesgebiet in die Russische Fdderation ausgewiesen. Dieser Bescheid wurde ihrem
gesetzlichen Vertreter am 19.01.2011 zugestellt und ist in Rechtskraft erwachsen.

Am XXXX hat die Beschwerdefihrerin gemeinsam mit ihrer Familie sodann mittels Rickkehrhilfe das Bundesgebiet
verlassen.Am rémisch 40 hat die Beschwerdeflhrerin gemeinsam mit ihrer Familie sodann mittels Ruckkehrhilfe das
Bundesgebiet verlassen.

Nach ihrer erneuten illegalen Einreise ins Bundesgebiet am 02.04.2012 gemeinsam mit ihrer Familie stellte sie am
selben Tag den gegenstandlichen (zweiten) Antrag auf internationalen Schutz.

Mit dem angefochtenen Bescheid wurde I. der (zweite) Antrag der Beschwerdeflhrerin auf internationalen Schutz
gemal § 68 Abs. 1 AVG wegen entschiedener Sache zurickgewiesen und Il. die Beschwerdefihrerin gemal3§ 10 Abs. 1
Z 1 AsylG 2005 aus dem osterreichischen Bundesgebiet in die Russische Fdderation ausgewiesenMit dem
angefochtenen Bescheid wurde rémisch eins. der (zweite) Antrag der BeschwerdefUhrerin auf internationalen Schutz
gemal Paragraph 68, Absatz eins, AVG wegen entschiedener Sache zurlickgewiesen und rémisch zwei. die
Beschwerdefiihrerin gemaR Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 aus dem Osterreichischen Bundesgebiet
in die Russische Foderation ausgewiesen.

Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende Beschwerde, welche am 06.05.2013 beim Asylgerichtshof einlangte.

Im gegenstandlichen Fall liegt ein Familienverfahren gemal3§ 34 AsylG 2005 vor.Im gegenstandlichen Fall liegt ein
Familienverfahren gemaf Paragraph 34, AsylG 2005 vor.

Im Verfahren betreffend die jingste Schwester der Beschwerdefiihrerin (D4 434752-1/2013), wurde mit Bescheid des
Bundesasylamtes vom 24.04.2013, ZI. 12 07.525-BAG, |. der Antrag auf internationalen Schutz vom 20.06.2012
bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaR & 3 Abs. 1 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG
2005 abgewiesen, Il. der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Russische Foderation gemaR § 8 Abs. 1 in Verbindung mit §8 2 Abs.
1 Z 13 AsylG 2005 abgewiesen und Ill. diese gemaR § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 aus dem 0Osterreichischen Bundesgebiet
in die Russische Foderation ausgewiesen.Im Verfahren betreffend die jlingste Schwester der Beschwerdefihrerin (D4
434752-1/2013), wurde mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 24.04.2013, ZI. 12 07.525-BAG, rdomisch eins. der
Antrag auf internationalen Schutz vom 20.06.2012 bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaR
Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 abgewiesen, rémisch zwei.
der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten in
Bezug auf den Herkunftsstaat Russische Foderation gemal3 Paragraph 8, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2,
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Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005 abgewiesen und rémisch drei. diese gemal Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG
2005 aus dem 6sterreichischen Bundesgebiet in die Russische Foderation ausgewiesen.

Mit Beschluss des Asylgerichtshofes vom 08.05.2013 wurde der vorliegenden Beschwerde der Beschwerdefihrerin
gemald 8 37 Abs. 1 AsylG 2005 aufschiebende Wirkung zuerkannt.Mit Beschluss des Asylgerichtshofes vom 08.05.2013
wurde der vorliegenden Beschwerde der Beschwerdefiihrerin gemal3 Paragraph 37, Absatz eins, AsylG 2005
aufschiebende Wirkung zuerkannt.

Der Asylgerichtshof hat erwogen:

Gemal § 23 Abs. 1 AsylGHG in der FassungBGBI. | Nr. 147/2008 sind, soweit sich aus dem AsylG 2005 nicht anderes
ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des AVG mit der MaRgabe sinngemald
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Gemald Paragraph 23, Absatz
eins, AsylGHG in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 147 aus 2008, sind, soweit sich aus dem AsylG 2005 nicht
anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des AVG mit der MaRRgabe sinngemald
anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

GemaR 8 66 Abs. 4 AVG in Verbindung mit8 23 Abs. 1 AsylGHG hat auBer dem in Abs. 2 erwdhnten Fall der
Asylgerichtshof, sofern die Beschwerde nicht als unzulassig oder verspatet zurtickzuweisen ist, immer in der Sache
selbst zu entscheiden. Er ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch hinsichtlich der Begrindung (8 60) seine
Anschauung an die Stelle jener der Verwaltungsbehdrde zu setzen und demgemal’ den angefochtenen Bescheid nach
jeder Richtung abzudandern.Gemal Paragraph 66, Absatz 4, AVG in Verbindung mit Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG
hat auBer dem in Absatz 2, erwahnten Fall der Asylgerichtshof, sofern die Beschwerde nicht als unzuldssig oder
verspatet zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch
hinsichtlich der Begrindung (Paragraph 60,) seine Anschauung an die Stelle jener der Verwaltungsbehotrde zu setzen

und demgemaR den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

Gemal 8 34 Abs. 1 AsylG 2005 gilt fur den Fall, dass ein Familienangehoriger (8 2 Z 22) vorGemal Paragraph 34, Absatz
eins, AsylG 2005 gilt fur den Fall, dass ein Familienangehoriger (Paragraph 2, Ziffer 22,) von

1. einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist;

2. einem Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (8 8) zuerkannt worden ist ode2. einem Fremden,
dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (Paragraph 8,) zuerkannt worden ist oder

3. einem Asylwerber
einen Antrag auf internationalen Schutz stellt, dieser als Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes.

Gemal § 34 Abs. 2 AsylG 2005 hat die Behdérde auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden,
dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines
Asylberechtigten zuzuerkennen, wennGemal3 Paragraph 34, Absatz 2, AsylG 2005 hat die Behdrde auf Grund eines
Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem

Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn
1. dieser nicht straffallig geworden ist (8 2 Abs. 3)1. dieser nicht straffallig geworden ist (Paragraph 2, Absatz 3,);

2. die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK mit dem Fremden, dem der Status des
Asylberechtigten zuerkannt wurde, in einem anderen Staat nicht méglich ist und2. die Fortsetzung eines bestehenden
Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK mit dem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde,

in einem anderen Staat nicht moglich ist und

3. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses
Status anhangig ist (8 7).3. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren

zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (Paragraph 7,).

Nach 8 34 Abs. 3 AsylG 2005 hat die Behdrde auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden,
dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den

Status eines subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, wennNach Paragraph 34, Absatz 3, AsylG 2005 hat die
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Behorde auf Grund eines Antrages eines Familienangehdrigen eines Fremden, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn

1. dieser nicht straffallig geworden ist (8 2 Abs. 3)1. dieser nicht straffallig geworden ist (Paragraph 2, Absatz 3,);

2. die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK mit dem Fremden, dem der Status des
subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, in einem anderen Staat nicht mdoglich ist;2. die Fortsetzung eines
bestehenden Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK mit dem Fremden, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt wurde, in einem anderen Staat nicht moglich ist;

3. gegen den Fremden, dem der Status des subsididr Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur
Aberkennung dieses Status anhdngig ist (8 9) und3. gegen den Fremden, dem der Status des subsidiar
Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (Paragraph 9,) und

4. dem Familienangehdrigen nicht der Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen ist.

Nach 8 34 Abs. 4 AsylG 2005 hat die Behorde Asylantrage von Familienangehdrigen eines Asylwerbers gesondert zu
prufen; die Verfahren sind unter einem zu fUhren; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 erhalten alle
Familienangehdrigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle
Antrage waren als unzuldssig zurlickzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhdlt einen gesonderten Bescheid.
Ist einem Fremden der faktische Abschiebeschutz gemaR § 12a Abs. 4 zuzuerkennen, ist dieser auch seinen
Familienangehdrigen zuzuerkennen.Nach Paragraph 34, Absatz 4, AsylG 2005 hat die Behdrde Asylantrage von
Familienangehorigen eines Asylwerbers gesondert zu prufen; die Verfahren sind unter einem zu fihren; unter den
Voraussetzungen der Absatz 2 und 3 erhalten alle Familienangehérigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der
Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status
des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Antrage waren als unzulassig zuriickzuweisen oder abzuweisen. Jeder
Asylwerber erhalt einen gesonderten Bescheid. Ist einem Fremden der faktische Abschiebeschutz gemald Paragraph 12
a, Absatz 4, zuzuerkennen, ist dieser auch seinen Familienangehdrigen zuzuerkennen.

Laut§ 34 Abs. 5 AsylG 2005 gelten die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 sinngemaR fur das Verfahren beim
Asylgerichtshof.Laut Paragraph 34, Absatz 5, AsylG 2005 gelten die Bestimmungen der Absatz eins bis 4 sinngemaR fiir
das Verfahren beim Asylgerichtshof.

GemaR § 34 Abs. 6 AsylG 2005 sind die Bestimmungen dieses Abschnitts nicht anzuwendenGemal Paragraph 34,
Absatz 6, AsylG 2005 sind die Bestimmungen dieses Abschnitts nicht anzuwenden:

auf Familienangehdrige, die EWR-BUrger oder Schweizer Birger sind;

auf Familienangehorige eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder der Status des subsididr
Schutzberechtigten im Rahmen eines Verfahrens nach diesem Abschnitt zuerkannt wurde, es sei denn es handelt sich
bei dem Familienangehdrigen um ein minderjahriges lediges Kind.

Wie sich nun aus § 34 Abs. 4 AsylG 2005 ergibt, ist im Familienverfahren - abweichend von der friher vorgesehenen
Asylerstreckung - nicht blof3 die Angehdrigeneigenschaft und das gemeinsame Familienleben im Sinn des Art. 8 EMRK
Verfahrensgegenstand. Vielmehr sind die "Antrédge von Familienangehdrigen eines Asylwerbers gesondert zu prifen”,
worunter eine Prifung nach den Bestimmungen der 8§ 3, 6, 8 und 11 AsylG 2005 zu verstehen ist. Die Prifung ist zwar
gesondert vorzunehmen, doch kommt das glinstigste erzielte Verfahrensergebnis gemaR § 34 Abs. 4 AsylG 2005 auch
den Ubrigen Familienmitgliedern zugute.Wie sich nun aus Paragraph 34, Absatz 4, AsylG 2005 ergibt, ist im
Familienverfahren - abweichend von der friiher vorgesehenen Asylerstreckung - nicht bloR die Angehérigeneigenschaft
und das gemeinsame Familienleben im Sinn des Artikel 8, EMRK Verfahrensgegenstand. Vielmehr sind die "Antrage
von Familienangehdrigen eines Asylwerbers gesondert zu prifen”, worunter eine Prifung nach den Bestimmungen
der Paragraphen 3, 6, 8 und 11 AsylG 2005 zu verstehen ist. Die Prifung ist zwar gesondert vorzunehmen, doch
kommt das gunstigste erzielte Verfahrensergebnis gemafld Paragraph 34, Absatz 4, AsylG 2005 auch den Ubrigen
Familienmitgliedern zugute.

Nach der Bestimmung des § 34 Abs. 4 AsylG 2005 sind Antrage von Familienangehdrigen gemeinsam ("unter einem"),
d. h. im Rahmen eines Familienverfahrens, zu fihren. Die Entscheidungen im Familienverfahren sollen méglichst
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zeitnah erlassen werden (vgl. ErlautRV zur AsylG-Novelle 2003, 120 BIgNR 22. GP, 10, 15: "Zweck dieses Vorschlages ist
es, Uber die Antrage aller Familienangehdrigen die gleiche Entscheidung zum gleichen ZeitpunktNach der Bestimmung
des Paragraph 34, Absatz 4, AsylG 2005 sind Antrage von Familienangehdrigen gemeinsam ("unter einem"), d. h. im
Rahmen eines Familienverfahrens, zu fihren. Die Entscheidungen im Familienverfahren sollen moglichst zeitnah
erlassen werden vergleiche ErlautRV zur AsylG-Novelle 2003, 120 BIgNR 22. GP, 10, 15: "Zweck dieses Vorschlages ist
es, Uber die Antrage aller Familienangehorigen die gleiche Entscheidung zum gleichen Zeitpunkt

zu erlassen. ... Das gemeinsame Fihren der Verfahren hat den

Vorteil, dass - wenn méglich zeitgleich - (iber die Berechtigungen, die Osterreich einer Familie gewéhrt, abgesprochen
wird."; vgl. VwGH 18.10.2005, 2005/01/0402; 20.02.2009, 2008/19/0176; Fessl/Holzschuster, AsylG 2005, 498, sprechen
in diesem Zusammenhang vom "Vorrang der Familienzusammenfuhrung"; vgl. auch Frank/Anerinhof/Filzwieser, AsylG
2005, 5. Auflage, K26-31 zu § 34).Vorteil, dass - wenn méglich zeitgleich - Gber die Berechtigungen, die Osterreich einer
Familie gewahrt, abgesprochen wird."; vergleiche VwGH 18.10.2005, 2005/01/0402; 20.02.2009, 2008/19/0176;
Fessl/Holzschuster, AsylG 2005, 498, sprechen in diesem Zusammenhang vom "Vorrang der
Familienzusammenfuhrung"; vergleiche auch Frank/Anerinhof/Filzwieser, AsylG 2005, 5. Auflage, K26-31 zu Paragraph
34,).

Ergibt demnach die Prifung der Antrage auf internationalen Schutz, dass samtliche Antrage (gemal? 8 4 oder8 5 AsylG
2005 oder gemal’ 8 68 Abs. 1 AVG) als unzulassig zurtickzuweisen sind, so ist hinsichtlich samtlicher Familienmitglieder
mit der Zuruckweisung vorzugehen. Wird hingegen einer der Asylantrage zugelassen, so mussen - wie aus 8 34 Abs. 4
zweiter Satz AsylG 2005 zu erschlieBen ist - auch die Gbrigen Antrage zugelassen werden. Somit ist aus der Wendung in
8 34 Abs. 4 zweiter Satz AsylG 2005 "es sei denn, alle Antrage waren als unzulassig zurtickzuweisen oder abzuweisen"
abzuleiten, dass eine Zurtckweisung nur dann in Betracht kommt, wenn die Antrage samtlicher Familienangehoriger
zurtickzuweisen sind.Ergibt demnach die Prifung der Antrage auf internationalen Schutz, dass samtliche Antrage
(gemal Paragraph 4, oder Paragraph 5, AsylG 2005 oder gemaR Paragraph 68, Absatz eins, AVG) als unzuldssig
zurlickzuweisen sind, so ist hinsichtlich samtlicher Familienmitglieder mit der Zurlckweisung vorzugehen. Wird
hingegen einer der Asylantrage zugelassen, so mussen - wie aus Paragraph 34, Absatz 4, zweiter Satz AsylG 2005 zu
erschlieen ist - auch die Ubrigen Antrage zugelassen werden. Somit ist aus der Wendung in Paragraph 34, Absatz 4,
zweiter Satz AsylG 2005 "es sei denn, alle Antrage waren als unzulassig zurtckzuweisen oder abzuweisen" abzuleiten,
dass eine Zurlckweisung nur dann in Betracht kommt, wenn die Antrage samtlicher Familienangehoriger

zurlckzuweisen sind.

Zu unterschiedlichen Entscheidungsarten innerhalb eines Familienverfahrens duferte sich der Verwaltungsgerichtshof
in seinem Erkenntnis vom 25.11.2009, ZI.2007/01/1153, nach Wiedergabe der maligeblichen Normen
folgendermalen:

3. Die Bestimmungen des AsylG 2005 Uber das Familienverfahren im Inland knidpfen damit im Wesentlichen an die
Vorgangerbestimmungen im Asylgesetz 1997, wie sie durch die AsylG-Novelle 2003, BGBI. | Nr. 101/2003, geschaffen
wurden, an. Zu diesen Bestimmungen im Asylgesetz 1997 hat der Verwaltungsgerichtshof bereits ausgefuhrt, dass im
Familienverfahren gegenuber allen Familienangehorigen dieselbe Art der Erledigung zu treffen ist, um einen
gleichformigen Verfahrensausgang sicherzustellen (vgl. dazu das hg. Erkenntnis vom 28. Oktober 2009, Zlen.
2007/01/0532 bis 0535, mwN).3. Die Bestimmungen des AsylG 2005 Uber das Familienverfahren im Inland knupfen
damit im Wesentlichen an die Vorgangerbestimmungen im Asylgesetz 1997, wie sie durch die AsylG-Novelle 2003,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,, geschaffen wurden, an. Zu diesen Bestimmungen im Asylgesetz 1997
hat der Verwaltungsgerichtshof bereits ausgefihrt, dass im Familienverfahren gegenuber allen Familienangehérigen
dieselbe Art der Erledigung zu treffen ist, um einen gleichférmigen Verfahrensausgang sicherzustellen vergleiche dazu
das hg. Erkenntnis vom 28. Oktober 2009, Zlen. 2007/01/0532 bis 0535, mwN).

4. Dies trifft auch auf die Rechtslage nach dem AsylG 2005 zu. Die (mit § 10 Abs. 5 Asylgesetz 1997 nahezu wortgleiche)
Bestimmung des § 34 Abs. 4 AsylG 2005, wonach alle Familienangehérigen entweder den gleichen Schutzumfang
erhalten oder alle Antrage "als unzulassig zurtickzuweisen oder abzuweisen" sind, ist daher dahingehend zu verstehen,
dass im Familienverfahren gegeniber allen Familienangehorigen dieselbe Art der Erledigung zu treffen ist. Ist daher
der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen, so sind entweder alle
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Antrage zuruckzuweisen oder alle Antrage abzuweisen. Diese Gleichférmigkeit des Familienverfahrens, das letztlich der
Verfahrensbeschleunigung und somit der Verfahrensékonomie dient (vgl. das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes
vom 3. September 2009, U 804/09), wird dabei nicht nur durch8 34 Abs. 4 AsylG 2005, sondern auch durch die (mit 8 32
Abs. 7 Asylgesetz 1997 im Wesentlichen Ubereinstimmende) Bestimmung des 8 36 Abs. 3 AsylG 2005 zum Ausdruck
gebracht, wonach selbst bei nur einer Berufung eines betroffenen Familienmitglieds diese auch als Berufung gegen die
die anderen Familienangehorigen betreffenden Entscheidungen gilt und keine dieser Entscheidungen dann der
Rechtskraft zuganglich ist (vgl. zum Ganzen die insoweit auf die Rechtslage nach dem AsylG 2005 Ubertragbaren
Ausfiihrungen im genannten hg. Erkenntnis vom 28. Oktober 2009, Zlen.2007/01/0532 bis 0535; siehe weiters
Fel3l/Holzschuster, Asylgesetz 2005, 497f). In diesem Sinne hat der Verwaltungsgerichtshof zu 8 34 Abs. 4 AsylG 2005 -
in Fortsetzung der Judikatur zum Asylgesetz 1997 - bereits erkannt, dass bei Aufhebung (nur) eines Bescheides eines
Familienangehorigen dies (infolge der ex tunc-Wirkung einer Aufhebung nach & 42 Abs. 3 VwWGG) auch auf die
Bescheide der Ubrigen Familienangehdrigen durchschlagt (vgl. das hg. Erkenntnis vom 26. Juni 2007, ZI.
2007/20/0281).4. Dies trifft auch auf die Rechtslage nach dem AsylG 2005 zu. Die (mit Paragraph 10, Absatz 5,
Asylgesetz 1997 nahezu wortgleiche) Bestimmung des Paragraph 34, Absatz 4, AsylG 2005, wonach alle
Familienangehorigen entweder den gleichen Schutzumfang erhalten oder alle Antrage "als unzuldssig zurlickzuweisen
oder abzuweisen" sind, ist daher dahingehend zu verstehen, dass im Familienverfahren gegenlber allen
Familienangehorigen dieselbe Art der Erledigung zu treffen ist. Ist daher der Status des Asylberechtigten oder des
subsidiar Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen, so sind entweder alle Antrdge zurlickzuweisen oder alle Antrage
abzuweisen. Diese Gleichférmigkeit des Familienverfahrens, das letztlich der Verfahrensbeschleunigung und somit der
Verfahrensdkonomie dient vergleiche das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 3. September 2009, U 804/09),
wird dabei nicht nur durch Paragraph 34, Absatz 4, AsylG 2005, sondern auch durch die (mit Paragraph 32, Absatz 7,
Asylgesetz 1997 im Wesentlichen Ubereinstimmende) Bestimmung des Paragraph 36, Absatz 3, AsylG 2005 zum
Ausdruck gebracht, wonach selbst bei nur einer Berufung eines betroffenen Familienmitglieds diese auch als Berufung
gegen die die anderen Familienangehorigen betreffenden Entscheidungen gilt und keine dieser Entscheidungen dann
der Rechtskraft zugdnglich ist vergleiche zum Ganzen die insoweit auf die Rechtslage nach dem AsylG 2005
Ubertragbaren Ausfiihrungen im genannten hg. Erkenntnis vom 28. Oktober 2009, Zlen. 2007/01/0532 bis 0535; siehe
weiters Fel3l/Holzschuster, Asylgesetz 2005, 497f). In diesem Sinne hat der Verwaltungsgerichtshof zu Paragraph 34,
Absatz 4, AsylG 2005 - in Fortsetzung der Judikatur zum Asylgesetz 1997 - bereits erkannt, dass bei Aufhebung (nur)
eines Bescheides eines Familienangehdrigen dies (infolge der ex tunc-Wirkung einer Aufhebung nach Paragraph 42,
Absatz 3, VWGG) auch auf die Bescheide der Ubrigen Familienangehdrigen durchschlagt vergleiche das hg. Erkenntnis
vom 26. Juni 2007, ZI. 2007/20/0281).

5. Nach dem Gesagten hat es somit nicht der Rechtslage entsprochen, dass das Bundesasylamt den Antrag der
Erstbeschwerdefuihrerin alleine und im Gegensatz zu den Sachentscheidungen betreffend die Ubrigen
Familienmitglieder zurlckgewiesen hat. Der belangten Behdrde war es aber verwehrt, Uber den Antrag der
Erstbeschwerdefuihrerin selbst meritorisch zu entscheiden, zumal Sache des Berufungsverfahrens nur die
Zurlckweisung des Antrages durch die Vorinstanz gewesen ist. Sie hatte den Bescheid des Bundesasylamtes
betreffend die Erstbeschwerdefiihrerin daher ersatzlos beheben mussen (vgl. dazu abermals das hg. Erkenntnis vom
28. Oktober 2009, Zlen.2007/01/0532 bis 0535, mit Verweis auf das hg. Erkenntnis vom 11. November 2008, ZI.
2008/23/1251, mwN).5. Nach dem Gesagten hat es somit nicht der Rechtslage entsprochen, dass das Bundesasylamt
den Antrag der ErstbeschwerdefUhrerin alleine und im Gegensatz zu den Sachentscheidungen betreffend die Ubrigen
Familienmitglieder zurlickgewiesen hat. Der belangten Behtrde war es aber verwehrt, Gber den Antrag der
Erstbeschwerdeflihrerin selbst meritorisch zu entscheiden, zumal Sache des Berufungsverfahrens nur die
Zuruckweisung des Antrages durch die Vorinstanz gewesen ist. Sie hatte den Bescheid des Bundesasylamtes
betreffend die Erstbeschwerdefiihrerin daher ersatzlos beheben mussen vergleiche dazu abermals das hg. Erkenntnis
vom 28. Oktober 2009, Zlen. 2007/01/0532 bis 0535, mit Verweis auf das hg. Erkenntnis vom 11. November 2008, ZI.
2008/23/1251, mwN).

n

Da im gegenstandlichen Familienverfahren der Antrag der minderjahrigen Schwester der Beschwerdefuihrerin (D4
434782-1/2013) gemald 88 3 Abs. 1, 8 Abs. 1, 10 Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen wurde, hingegen der Antrag der
Beschwerdefiihrerin gemald 8 68 Abs. 1 AVG zurlickgewiesen - statt ebenfalls meritorisch entschieden - wurde, war der
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angefochtene Bescheid ersatzlos zu beheben.Da im gegenstandlichen Familienverfahren der Antrag der
minderjahrigen Schwester der Beschwerdefiihrerin (D4 434782-1/2013) gemal’ Paragraphen 3, Absatz eins, 8, Absatz
eins, 10, Absatz eins, AsylG 2005 abgewiesen wurde, hingegen der Antrag der Beschwerdeflhrerin gemal3 Paragraph
68, Absatz eins, AVG zuruckgewiesen - statt ebenfalls meritorisch entschieden - wurde, war der angefochtene Bescheid

ersatzlos zu beheben.
Es hat vom Bundesasylamt eine neue Entscheidung in der Sache zu erfolgen.
Schlagworte

Bescheidbehebung, Familienverfahren
Zuletzt aktualisiert am
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Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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